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Die Generalstaatsanwaltschaft München, das
Bayerische Landeskriminalamt sowie die Behörden
weiterer Bundesländer haben am Mittwoch eine
deutschlandweite Razzia bei Mitgliedern der „Letzten
Generation“ durchgeführt.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher
der Alternative für Deutschland, zeigt sich erfreut ob
der Entwicklung und mahnt weitere Schritte an: 

„Der Rechtsstaat muss sich aufgrund der kriminellen
Machenschaften der Terroristen endlich wehrhaft
zeigen. Die bundesweite Razzia ist ein erster guter
Schritt in die richtige Richtung, viele weitere müssen
folgen. Es kann nicht sein, dass sich die Justiz von den
Klimaklebern auf der Nase herum tanzen lässt. Ein
Verbot der Vereinigung ist am Ende der richtige Schritt.
Ein solches haben wir bereits vor einigen Wochen im
Deutschen Bundestag beantragt und hoffen, dass die
Bundesregierung dem nun schnell entspricht.“
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Razzia gegen Letzte Generation ist erster
wichtiger Schritt in die richtige Richtung
(24.05.2023)

Massiver Personalzuwachs statt
schlanker Staat: FDP bricht Versprechen
und fällt um (26.05.2023)

Zu den 1.710 seit Beginn der Legislaturperiode neu
geschaffenen Stellen der Bundesregierung meint der
stellvertretende Bundessprecher der Alternative für
Deutschland:

„Seit jeher steht die FDP angeblich für
Entbürokratisierung und einen schlanken Staat. Nun,
da sie in Regierungsverantwortung ist, platzen die
Ministerien aufgrund des massiven Personalzuwachses
aus allen Nähten. Vor allem das Habeck-Ministerium
hat viele neue Stellen geschaffen, mutmaßlich, um alle
Verwandten und Bekannten von Graichen und Co. mit
Stellen zu versorgen. Die Bürger müssen erkennen: alle
Wahlversprechen sind nur Lug und Trug. Sobald die
Altparteien Regierungsmacht haben, machen sie sich
auf Kosten des Steuerzahlers die Taschen voll,
versorgen die ihren mit Pöstchen und versinken in
Nepotismus und Filz.“
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Auch die neue Personalie im Bundesministerium für
Wirtschaft und Klimaschutz, der Staatssekretär Philipp
Nimmermann, der nach aktuellen Erkenntnissen nicht
der Graichen-Familie angehört, ist nach Ansicht des
stellvertretenden Bundessprechers der Alternative für
Deutschland, Stephan Brandner, keine Lösung des
Clan-Problems im Ministerium.
Brandner dazu:
„Dass ein Staatssekretär aus dem Habeck-Ministerium
Unternehmen fördern lässt, an denen er selbst beteiligt
ist, wie die Personalie Udo Philipp deutlich macht, zeigt
wieder einmal: es geht den Grünen nur darum, die
eigene Klientel zu versorgen. Dass nun ein
ausgewechselter neuer Staatssekretär genügen soll,
um Glaubwürdigkeit wieder herzustellen, ist abwegig.
Habeck selbst ist das Problem, er und die Seinen
stecken tief im Filz und haben die Vetternwirtschaft
überhaupt erst ermöglicht. Habeck kann auf keinen
Fall weiter ein Ministerium führen.“
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Habeck kann es nicht, er muss entlassen
werden (22.05.2023)

Dauerhafte Sperrung Gustav-Hennig-Platz:
Überstürzt und bürgerfern! (25.05.2023)
Ab heute sollen dauerhaft große Pflanzkübel in der
Rudolf-Diener- Straße oberhalb der Schloßstraße
aufgestellt werden, so dass die Sparkasse, die Postbank-
Filiale und das Parkhaus "Zentrum" nur noch über die Dr.-
Eckener-Straße erreichbar sind.
"Viele Bürger, Anwohner und betroffene Unternehmer
haben kein Verständnis für diese Entscheidung der Stadt
und sind mehr als verärgert.

Es sind weite Umwege in Kauf zu nehmen, damit ein
angeblich attraktiver Aufenthaltsraum geschaffen wird,
der zum einen noch in Planung ist und bei dieser
Haushaltsführung des derzeitigen Oberbürgermeisters
wohl kaum umgesetzt werden wird. Eine
Innenstadtbelebung und naturnahe Verweilräume werden
nicht durch hektisch hingestellte Blumenkübel erreicht,
da bedarf es eines Innenstadtkonzepts und eines
Sicherheitskonzepts, welche bis dato immer noch nicht
vorliegen. Das Projekt sieht mir nach einem
undurchdachten Lobbyprojekt aus, das die Belange der
Bürger, Unternehmer und Anwohner außer Acht lässt,
völlig überstürzt durchgeführt wurde und zu einer
weiteren Verödung der Innenstadt führen wird", so
Stephan Brandner, direkt gewählter
Bundestagsabgeordneter und Stadtratsmitglied in Gera.



Aktuelle Videos
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Habecks Heizungsstasi
5 Fragen - 5 Antworten

Folge 219

Kahlschlag in der
Krankenhauslandschaft

(Gute Fragen - Schlechte Antworten)
 

 
Schleppern das Handwerk legen!

(Gute Fragen - Schlechte Antworten)
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https://www.youtube.com/watch?v=QkLnRezLW9s
https://www.youtube.com/watch?v=TRi99Wiqb_Y
https://www.youtube.com/watch?v=DbtXhN40Pgw
https://www.youtube.com/watch?v=QkLnRezLW9s
https://www.youtube.com/watch?v=QkLnRezLW9s
https://www.youtube.com/watch?v=QkLnRezLW9s
https://www.youtube.com/watch?v=DbtXhN40Pgw
https://www.youtube.com/watch?v=DbtXhN40Pgw
https://www.youtube.com/watch?v=TRi99Wiqb_Y
https://www.youtube.com/watch?v=TRi99Wiqb_Y


 
Apple: 

https://podcasts.apple.com/us/podcast/mi%C3%9
Ftrauensvotum-gegen-scholz-habeck-und-co-

brand-ner/id1680346167?i=1000614740744
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Mißtrauensvotum gegen Scholz,

Habeck und Co.?
BRAND(NER) AKTUELL

Folge 9

Aktueller Podcast

 
Google: 

https://podcasts.google.com/feed/aHR0cHM6Ly9hb
mNob3IuZm0vcy9kZGZhNTgyNC9wb2RjYXN0L3Jzcw

 
Amazon Music: 

https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-
9297-456d-be54-df7237c2c58e/brandner-aktuell-

der-sonntagspodcast-mit-dem-
afdbundestagsabgeordneten-stephan-brandner 

 
 

 
Spotify: 

https://open.spotify.com/show/3Bb3UcCmI
ee4YWnboJRFWa 

 

Oder auch hier:

https://podcasts.apple.com/us/podcast/volksabstimmungen-statt-r%C3%A4terepublik-brand-ner-aktuell/id1680346167?i=1000612938607
https://podcasts.apple.com/us/podcast/volksabstimmungen-statt-r%C3%A4terepublik-brand-ner-aktuell/id1680346167?i=1000612938607
https://www.youtube.com/watch?v=d1_BN7twyqI
https://www.youtube.com/watch?v=d1_BN7twyqI
https://www.youtube.com/watch?v=d1_BN7twyqI
https://podcasts.google.com/feed/aHR0cHM6Ly9hbmNob3IuZm0vcy9kZGZhNTgyNC9wb2RjYXN0L3Jzcw?sa=X&ved=0CAMQ4aUDahcKEwjAmNyQ3Pb-AhUAAAAAHQAAAAAQAg
https://podcasts.google.com/feed/aHR0cHM6Ly9hbmNob3IuZm0vcy9kZGZhNTgyNC9wb2RjYXN0L3Jzcw?sa=X&ved=0CAMQ4aUDahcKEwjAmNyQ3Pb-AhUAAAAAHQAAAAAQAg
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://music.amazon.com/podcasts/8c238535-9297-456d-be54-df7237c2c58e/brand-ner-aktuell---der-sonntags-podcast-mit-dem-afd-bundestagsabgeordneten-stephan-brandner
https://open.spotify.com/episode/3InbofbdBvd7HAlgNiUOT9
https://open.spotify.com/episode/3InbofbdBvd7HAlgNiUOT9
https://open.spotify.com/episode/3InbofbdBvd7HAlgNiUOT9
https://open.spotify.com/episode/3InbofbdBvd7HAlgNiUOT9
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Meine Termine in Berlin
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Brandners Bericht aus Berlin
Mittwoch, 24. Mai 2023

 

Aktuelle Stunde - Kontroverse Debatte über die Heizungspläne der Bundesregierung
 

Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages haben sich in einer Aussprache mit der sogenannten Wärmewende befasst.
Angesichts der in den vergangenen Wochen stetig gewachsenen Kritik der FDP am Gesetzentwurf der Bundesregierung, der
die Liberalen selbst angehören, fragte der Unionsabgeordnete Jens Spahn eingangs der Debatte in Richtung FDP: „Wie
konnten Sie diesem Gesetzentwurf zustimmen?“ In der Ampel sorge man sich um Termine und Formalien, ziehe so ein
Schauspiel ab – nur wie es den Bürgerinnen und Bürgern gehe, darum kümmere man sich nicht. „Der Heizungshammer muss
komplett weg“, konstatierte Marc Bernhard (AfD). „Die Wärmewende ist nicht machbar“, sagte der AfD-Abgeordnete. Sie
verursache Kosten von mehr als 2000 Milliarden Euro, es gebe nicht genug Wärmepumpen, nicht genug Facharbeiter, nicht
genug Strom – und die Bürger hätten nicht genug Geld, um die Kosten des Einbaus und der Sanierung zu bezahlen.

AfD fordert: Städte und Gemeinden vor Wohnungsnot schützen – Vetorecht bei 
Zwangszuweisungen von Flüchtlingen

 

In ihrem Antrag plädiert die AfD-Fraktion Für ein Vetorecht der Kommunen bei der Zuweisung von Migranten. Demnach soll
der Bundestag es für erforderlich erklären, Kommunen künftig „das Recht einzuräumen, Zuweisungsentscheidungen aus

übergeordneten wohnungs- und sicherheitspolitischen Gründen ganz oder teilweise abzulehnen“. Auch soll es das
Parlament dem Antrag zufolge für erforderlich halten, „solche Städte und Gemeinden grundsätzlich von der Zuweisung von

Migranten auszuschließen, in denen Wohnungsnot herrscht und zum Beispiel eine Mietpreisbremse zur Regulierung des
Wohnungsmarktes eingeführt worden ist“.  Zugleich wird die Bundesregierung in der Vorlage zu einer Änderung des

Aufenthaltsgesetzes aufgefordert. Danach soll die Verpflichtung eines Landes zur Übernahme von Ausländern aus einem
Aufnahmeprogramm des Bundes gemäß Paragraf 23 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes nur bestehen, wenn das betreffende

Land zu diesem Aufnahmeprogramm sein Einvernehmen erteilt hat.
 
 

Donnerstag, 25. Mai 2023
 

Debatte zur Versorgung von Patienten mit Long- und Post-Covid erörtert
 

Der Bundestag hat über drei Oppositionsanträge zu Long- und Post-Covid beraten. Auf der Tagesordnung stand ein Antrag
der CDU/CSU-Fraktion mit dem Titel „Versorgung von Patientinnen und Patienten mit Long- und Post-Covid sowie Post-Vac-
Syndrom jetzt verbessern – Gesundheitliche Pandemiefolgen ernst nehmen“. Erstmals debattierte das Parlament außerdem
über zwei AfD-Anträge mit den Titeln „Covid-19-Impfschäden ernst nehmen und deren medizinische Behandlung
sicherstellen“ und „Impfschäden-Hotline jetzt einrichten – Betroffene nicht alleine lassen“. Die AfD-Fraktion fordert zum
einen, die medizinische Behandlung von Menschen mit einem Covid-19-Impfschaden sicherzustellen. Durch ihre
Verantwortung für die damalige Impfkampagne stehe die Bundesregierung in der Pflicht, eine angemessene Versorgung
von Patienten mit Impfnebenwirkungen und Impfschäden sicherzustellen, heißt es in einem Antrag der Fraktion. Die
Abgeordneten schlagen vor, die Einrichtung von Spezialambulanzen zur Behandlung der Impfnebenwirkungen und
Impfschäden sowie Beratungszentren zu fördern. Zudem sollte eine gesetzliche Grundlage für den Aufbau einer „Stiftung
für Geschädigte nach der Sars-CoV-2-Impfung“ geschaffen werden. Auch müssten Mittel zur Erforschung des Post-Vac-
Syndroms für mindestens fünf Jahre bereitgestellt werden.
Die AfD-Fraktion fordert außerdem die Bundesregierung dazu auf, eine Impfschäden-Hotline einzurichten. Dort sollten
Menschen mit anhaltenden gesundheitlichen Beschwerden nach einer Covid-19-Impfung Hinweise auf Einrichtungen und
Angebote bekommen, die Betroffenen individuelle medizinische Beratung anbieten, heißt es in einem Antrag der Fraktion.
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Brandners Bericht aus Berlin
 

Russische Wagner-Gruppe jetzt auf die Terrorliste

Der Bundestag hat sich mit einem Antrag der CDU/CSU-Fraktion mit dem Titel „Russische Wagner-Gruppe jetzt auf die
Terrorliste“ befasst. Die CDU/CSU-Fraktion fordert, die russische Wagner-Gruppe in der EU auf die Liste der terroristischen
Vereinigungen zu setzen. „In ihren Einsätzen begeht die Wagner-Gruppe systematisch terroristische Akte und Verbrechen
gegen die Menschlichkeit“, schreiben die Abgeordneten. Dies beschränke sich nicht nur auf Russlands Krieg gegen die
Ukraine, sondern betreffe auch Länder wie Syrien und Mali. Die Gruppe müsse als das benannt werden, was sie sei: als
„verlängerter Arm des Putin-Regimes“ und als „staatlich geförderte terroristische Vereinigung“. Das Europaparlament und
die Parlamente von Frankreich und Litauen hätten bereits dafür gestimmt, die Gruppe als Terrororganisation einzustufen,
Großbritannien plane, sie auf die britische Terrorliste zu setzen. „Es ist höchste Zeit, dass auch der Bundestag diesem Weg
folgt“, schreiben die Abgeordneten.
Stephan Brandner sagte in seiner Rede dazu: „Wir sind uns darüber, glaube ich, alle einig in diesem Haus, dass die Videos,
die von dieser Gruppierung in den sozialen Medien kursieren, und das, was man so hört und liest, unerträglich und
inakzeptabel sind. Genau deshalb ist es auch wichtig, dass diese Geschichte gründlich untersucht wird und hier nicht
hopplahopp, so wie die Union das möchte, in einer Sofortabstimmung durch den Bundestag gepeitscht wird, sondern dass
es in den Ausschuss überwiesen wird und wir dann dort in Ruhe beraten können, was gemacht wird.“ Nach der Aussprache
überwiesen die Abgeordneten die Vorlage zur weiteren Beratung in den Auswärtigen Ausschuss.

Freitag, 26. Mai 2023
 

Arbeitszeiterfassung bürokratiearm ausgestalten – Mehr flexibles Arbeiten ermöglichen
 

Der Bundestag hat über einen Antrag der CDU/CSU-Fraktion mit dem Titel „Arbeitszeiterfassung bürokratiearm
ausgestalten – Mehr flexibles Arbeiten ermöglichen“ beraten. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sollen die Arbeitszeit ihrer
Beschäftigten erfassen. Dies entschied der Europäische Gerichtshof (EuGH) bereits im Mai 2019. Auch das
Bundesarbeitsgericht in Erfurt bestätigte in einem Grundsatzurteil, dass die gesamten geleisteten Arbeitsstunden künftig
systematisch dokumentiert werden müssten. Wie genau dies aussehen solle, das obliege dem Gesetzgeber, so das Gericht.
Da ein entsprechender Referentenentwurf aus dem Bundesarbeitsministerium zu wenig Flexibilität ermögliche und zu
bürokratisch sei, hat die CDU/CSU-Fraktion ein flexibles und modernes Arbeitszeitrecht gefordert. 
Als „übergriffig“ bezeichnete Jürgen Pohl (AfD) das Verhalten des Europäischen Gerichtshofs, Deutschland durch das Urteil
zur Arbeitszeiterfassung vorzuschreiben, wie geleistete Arbeitsstunden hierzulande dokumentiert werden sollten.
Insgesamt begrüße die AfD „jede Stärkung des Arbeitnehmerrechts“. Durch eine geregelte Arbeitszeiterfassung wird laut
Pohl die Zahl von unbezahlten Überstunden eingedämmt, eine Umgehung des Mindestlohns vermieden und der
Gesundheitsschutz gestärkt.

Bundestag stimmt für Entlastung in der Pflege
 

Nach einer kontroversen und teils hitzig geführten Debatte über die Zukunft der Pflegeversorgung hat der Bundestag die
jüngste Pflegereform verabschiedet. Mit der Reform sollen Pflegebedürftige und pflegende Angehörige entlastet und die
Einnahmen der sozialen Pflegeversicherung (SPV) stabilisiert werden. Die AfD hält eine viel weiter reichende Reform für
unerlässlich. Thomas Dietz (AfD) kritisierte in der Debatte die aus seiner Sicht zu geringe Anhebung der Leistungsbeträge.
Die erste Erhöhung der Pflegeleistungen seit 2017 stehe in keinem Verhältnis zur offiziellen Inflation. Seiner Ansicht nach
müssen die pflegenden Angehörigen wesentlich stärker unterstützt werden. „Dieses Gesetz ist eine Notoperation an einem
schwer kranken Patienten, dem deutschen Pflege- und Gesundheitssystem.“ Über Jahrzehnte habe die Politik dabei
zugesehen, wie dieser Patient an seine Belastungsgrenze komme. Dietz rügte, es gebe einen Mangel an Investitionen und
motivierten Fachkräften. Stattdessen würden Fachkräfte aus Ländern rekrutiert, die ein schwächeres Gesundheitssystem
hätten. „Das ist unsoziales Verhalten und entspricht nicht unserem Verständnis von Fairness und Nachhaltigkeit.“

 

 
 
 

 



Kommende Termine 
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10



#BRANDNERUNTERWEGS
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22.05.2023

Kundgebung in

Velten zusammen

mit dem
Kreisverband

Oberhavel

27.05.2023Bundesdelegierten-versammlung desVereins fürDeutsche Sprachein Mainz

28.05.2023

Pfingssonntag zu

den Northeimer

Gesprächen mit

Jens Kestner &

Jan Nolte 

25.05.2023

Spätschicht als

Parlamen-

tarischer

Geschäftsführer

25.05.2023Treffen derParlamentarier-gruppe



Wir stehen an Ihrer Seite
Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mi: 10-14 Uhr

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?
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Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17 Uhr

Stellen Sie Ihre Fragen
bei Abgeordnetenwatch

Stephan Brandner 
Platz der Republik 1
11011 Berlin 


